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LINKE POLITIK         (WOZ 8. Dezember 2016) 

«Der Neoliberalismus ist diabolisch genial gestrickt» 

Der deutsche Soziologe Oliver Nachtwey analysiert in seinem aktuellen Buch «Die Abstiegsgesellschaft» 

die wirtschaftlichen Verwerfungen der Gegenwart. Ein Gespräch über den Aufstieg der Rechten, 

unkonventionelle Lebensformen und die Geschichte der Arbeiterbewegung. 

Von Daniel Hackbarth, Anna Jikhareva (Interview) und Alina Emrich (Foto), Frankfurt am Main 

 

 

«Was der Linken fehlt, ist eine gemeinsame Erzählung»: Oliver Nachtwey im Frankfurter Institut für 

Sozialforschung. 

Oliver Nachtwey empfängt am Frankfurter Institut für Sozialforschung. In den zwanziger und dreissiger 

Jahren haben die Philosophen Theodor W. Adorno und Max Horkheimer hier geforscht und die Kritische 

Theorie entwickelt. In ihrem Umfeld versammelten sich etwa auch der deutsch-amerikanische 

Psychoanalytiker Erich Fromm oder der Philosoph Walter Benjamin. Der einzige Raum im total sanierten 

https://www.woz.ch/archiv/%22Daniel%20Hackbarth%22
https://www.woz.ch/archiv/%22Anna%20Jikhareva%22
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Gebäude im Zentrum der Bankenstadt, der an die Vorkriegszeit erinnert, ist Adornos Bibliothek, prall 

gefüllt mit den Büchern des deutschen Philosophen. Heute kämen oft japanische TouristInnengruppen 

vorbei, erzählt Nachtwey. Beim Rundgang durch das Gebäude legt er auf der Dachterrasse einen 

Zwischenstopp ein, von der aus das Frankfurter Bankenviertel zu sehen ist. «Hier hat man den 

Klassenfeind gut im Blick», sagt der Soziologe lachend. 

Vielleicht ist gerade dieser Ort geeignet, um über das Dilemma zu sprechen, in dem sich die heutige 

Linke befindet. Immer mehr Menschen sind empfänglich für Anti-Establishment-Botschaften und 

populistische Positionen. Gerade haben sie den Milliardär und Unternehmer Donald Trump zum 45. 

Präsidenten der USA gewählt. Kaum jemand verkörpert den Widerspruch besser, in dem sich die 

RechtspopulistInnen bewegen: Mit ihrem Programm vertreten sie das Kapital, stehen für eine 

neoliberale, global möglichst offene Wirtschaft. Und zugleich geben dieselben Parteien vor, sich für die 

«kleinen Leute» einzusetzen. Hillary Clinton, die demokratische US-Präsidentschaftskandidatin, war 

dagegen für viele die Vertreterin des verhassten Establishments – und damit auch für viele Linke 

unwählbar. Gerade in dieser Situation hänge es von der Linken ab, ob sie es schaffe, der rechten Welle 

Einhalt zu gebieten, sagt Oliver Nachtwey. 

 

WOZ: Oliver Nachtwey, in den Analysen zum Rechtspopulismus heisst es jetzt immer öfter, an den 

Erfolgen der Rechtspopulisten sei die Linke schuld, weil sie die Arbeiterklasse vernachlässigt habe. 

Stimmt das? 

Oliver Nachtwey: Ja. Ich bin jetzt 41 Jahre alt und gehöre zu den antiquierten Menschen, die nach wie 

vor davon überzeugt sind, dass der Klassenkonflikt zwar weniger sichtbar ist als im 19. Jahrhundert, aber 

trotzdem nie verschwunden ist. Viele Linke wollten davon in den vergangenen Jahren nichts wissen. Aber 

es ist höchst tragisch, nun auf diese Art in seiner Position bestärkt zu werden. 

Natürlich sollte die Linke jetzt nicht in Arbeitertümelei zurückfallen und symbolisch die Blaumänner 

anziehen. Doch es gehört auch zum gegenwärtigen Gezeitenwechsel, dass zum ersten Mal seit langem 

wieder eine Diskussion über Klassen stattfindet. Sie hat in Deutschland zwar schon vor der Wahl Trumps 

begonnen, aber interessanterweise brauchte es einen französischen Autor – nämlich Didier Eribon und 

sein phänomenales Buch «Rückkehr nach Reims» –, um die Linke darauf hinzuweisen, dass sie sich 

wieder um diese Frage kümmern sollte. 

Läuft man mit solchen Aussagen nicht Gefahr, die soziale Frage und identitätspolitische Kämpfe 

gegeneinander auszuspielen? Das Interessante an Eribons Buch ist ja gerade, dass er dafür plädiert, die 

Kämpfe zusammenzuführen. 

Das Thema wurde ja beispielsweise bereits im Buch «Umverteilung oder Anerkennung» von Nancy 

Fraser und Axel Honneth aus dem Jahr 2003 verhandelt. Geht es um Identitäts- und 

Anerkennungskonflikte? Oder geht es um Umverteilungskämpfe? Ich glaube, der Grundfehler war, dass 

viele Linke die Konflikte oft in diesen dualistischen Kategorien gesehen haben: Identität oder Klasse, 

Ethnie oder Klasse, Geschlecht oder Klasse. 

Wie äusserte sich das? 

Die Gewerkschaften haben in der Nachkriegszeit nicht gerade dadurch auf sich aufmerksam gemacht, 

dass sie sich sehr stark um die Gleichstellung von Frauen oder den Kampf gegen Diskriminierung 

gekümmert hätten. Die Arbeiterbewegung blieb zu lange in alten traditionellen Mustern verhaftet. 

Anstatt diese Muster aufzubrechen, dialektisch zu wenden und zu synthetisieren, hat die neue Linke 
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dann einfach ein Gegenmodell entwickelt, das sich nur noch wenig um die Klassenfrage geschert hat. Das 

notwendige Ansinnen etwa des Feminismus konnte somit von den Neoliberalen gekapert werden. Der 

Feminismus wurde seines sozialen Kerns beraubt – und plötzlich ging es nur noch darum, dass Frauen in 

Führungspositionen gelangen können. 

Vermutlich sollten wir die Geschichte der Linken wieder einmal anders lesen. Die Arbeiterbewegung war 

eine der bedeutendsten Kräfte, die sich für das Frauenwahlrecht eingesetzt haben. Und nach der 

Russischen Revolution wurde als Erstes das Recht auf Scheidung eingeführt. Über Friedrich Engels und 

August Bebel, den Begründer der deutschen Sozialdemokratie, kann man natürlich viel Kritisches sagen; 

doch die beiden haben diesen Themen ganze Bücher gewidmet. Ich sage nicht, es hätte nicht mehr getan 

werden müssen – aber man war diesen Anliegen gegenüber keineswegs blind. 

Wie müsste die Linke heute agieren? 

Was der Linken fehlt, ist eine gemeinsame Erzählung. Ich weiss auch nicht genau, wie ein solches 

Narrativ lauten könnte – momentan weiss das wohl niemand so recht. Aber man könnte sich zumindest 

darauf einigen, dass es an einem gemeinsamen Narrativ fehlt. Im Anschluss daran könnte man damit 

beginnen, daran zu arbeiten. Denken Sie an die Nuit-Debout-Bewegung in Frankreich: Genauso wie 

Occupy fehlte ihr eine Vision. Viele Linke waren in den vergangenen Jahren zu sehr mit sich selbst 

beschäftigt, kultivierten einen Narzissmus der kleinen Differenzen. 

Sie haben ein Buch über die «Abstiegsgesellschaft» geschrieben. Einer Ihrer Schlüsselbegriffe ist 

«soziale Moderne». Was bedeutet das? 

Der Begriff bezeichnet den epochalen Wandel in der Nachkriegszeit. Den Mitgliedern der Arbeiterklasse 

wurde der kollektive wie individuelle Aufstieg ermöglicht, gleichzeitig wurden soziale Rechte etabliert, 

etwa die Integration in die Krankenversicherungssysteme. Trotzdem sollte man diese Periode nicht zu 

einem goldenen Zeitalter verklären. Während die deutsche – im Wesentlichen männliche – 

Arbeiterschaft aufstieg, holte man sich «Gastarbeiter» ins Land, die man bei der ersten Wirtschaftskrise 

dann schnell wieder aus dem Land schaffte. Zudem war das damalige Normalarbeitsverhältnis in aller 

Regel deutschen männlichen Facharbeitern vorbehalten. Normativ erwartete man dagegen von Frauen, 

dass sie zu Hause blieben und sich um Kinder und Haushalt kümmerten. 

Auf diese «soziale Moderne» folgte eine «regressive Modernisierung», die der heutigen 

Abstiegsgesellschaft den Weg bereitete. 

Nehmen wir noch einmal das Beispiel des Feminismus: Die Kritik am männlichen Ernährermodell führte 

zwar dazu, dass der Arbeitsmarkt auch für Frauen geöffnet wurde. Doch das Resultat dieser Entwicklung 

ist, dass heute nicht nur die Männer schlechtergestellt sind, sondern dass die Arbeitsbedingungen für 

Männer wie für Frauen schlechter geworden sind. Aus der Sicht des Kapitals sind inzwischen viele 

Strukturen der Gesellschaft so diabolisch genial konzipiert, dass wir uns alle immer wieder darin 

verstricken: Man spart, indem man bei H & M einkauft, obwohl man weiss, dass dort Niedriglöhne 

bezahlt werden. Oder man möchte trotz eines geringen Einkommens Ferien machen und fliegt dann mit 

Billigairlines nach Italien. Das ist der Mechanismus zur beständigen Herstellung neoliberaler 

Komplizenschaft – für mich der Kern der regressiven Moderne. Nonkonformistisch zu leben, wird 

dadurch immer schwieriger. 

Unkonventionell zu leben, ist heute auch schon fast zu einem Zwang geworden. Das beste Beispiel 

dafür ist doch die Figur des Hipsters. 

Der Hipster ist eine wahnsinnig neoliberale Figur, die erste Jugendbewegung, die ihre Identität nicht 
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benennt und nicht zu einem Kollektiv gezählt werden will. Er möchte völlig nonkonformistisch sein, aber 

ist im Grunde vor allem der nonkonformistische Konformist: mit der Kleidung, den Fahrrädern ohne 

Bremse. Das war bei den Punks oder den Hippies noch ganz anders. 

Hinzu kommt noch, dass inzwischen vor allem Rechtspopulisten nonkonformistisch und exzentrisch 

auftreten. 

Ja, das ist verrückt! Irgendwann haben die Neonazis angefangen, den Stil der Autonomen zu imitieren. 

Mittlerweile lassen sich diese beiden Gruppen optisch praktisch nicht mehr voneinander unterscheiden. 

Ausserdem eignet sich die Rechte klassische linke Begriffe an: Elite, Freiheit, Kultur, Establishment. In 

den sechziger Jahren war es für die Linke kein Problem, eine harte Elitenkritik zu äussern – im Gegenteil. 

Heute ist die Linke entweder zu verbalradikal oder zu zaghaft. Jetzt ist «Establishment» auch noch zu 

einem rechten Kampfbegriff geworden – und es wird für die Linke sehr schwierig, diesen Begriff als 

politische Kategorie wieder zurückzuholen. 

Ihre Antwort auf diese Herausforderungen ist ein linker Populismus. Wie könnte der aussehen? 

Zurzeit liegt die politische und ökonomische Macht in den Händen einer kleinen Gruppe. Zuerst müsste 

man deshalb einen Antagonismus zu diesem Establishment herstellen. Occupy hatte ja bereits einen 

populistischen Ansatz, als man von den 99 Prozent sprach, die dem einen Prozent gegenüberstehen. 

Stellt man auf diese Weise einen Konflikt her, konstituiert man damit zugleich das Bild eines von den 

Eliten unterscheidbaren demokratischen «Anderen», das zugleich auch ein «Wir» ist. 

Das machen die Rechtspopulisten doch auch. 

Deswegen darf man auch nicht so tun, als wäre dieses «Andere» ein homogenes Volk und von daher 

irgendwie besser. Das ist ja das, was die Rechtspopulisten machen: die Reinheit des «Volks» 

beschwören, definiert durch die ethnische Zugehörigkeit. Ein linker Populismus hingegen, wie ihn etwa 

auch die belgische Politologin Chantal Mouffe fordert, müsste einen «Demos», also ein «demokratisches 

Volk», konstituieren – und dieser Demos dürfte nicht ausgrenzend und müsste selbstreflexiv sein, sich 

also auch immer wieder selbst hinterfragen. Er dürfte keine undurchlässigen Aussengrenzen haben. 

Stattdessen müssten die Grenzen im politischen Prozess immer wieder neu verhandelt werden. Das wäre 

ja gerade das Demokratische an einem linken Populismus. Der Demos dürfte sich auch nicht 

irgendwelchen Anführern unterwerfen und müsste sich stattdessen politischen Prinzipien verschreiben, 

zum Beispiel Demokratie und Solidarität. Letztlich beruht Populismus zwar immer auf der Anmassung, 

für die Mehrheit zu sprechen – doch es kann sehr wohl eine demokratische Anmassung sein. 

Entsprechend hat Podemos beispielsweise auch immer gesagt: «Wir wollen die absolute Mehrheit!» 

In Pablo Iglesias hat aber auch Podemos eine starke Führungsfigur. 

Das stimmt. Iglesias nimmt zwar eine exponierte Stellung ein, doch seine Position wird innerhalb der 

Partei immer wieder hinterfragt und herausgefordert. Auch im Fall von Bernie Sanders war die 

Bewegung, die sich um ihn scharte, sehr auf seine Person zentriert – man wird aber abwarten müssen, 

ob dies auch so bleibt. Wir erleben gerade einen neuen Populismus im angelsächsischen Raum, bei dem 

interessanterweise alte, relativ uncharismatische Männer im Vordergrund stehen. 

Nicht zuletzt sind es alte weisse Männer. 

Das stimmt natürlich, aber wenn man genauer hinsieht, kann man auch andere Facetten erkennen: 

Bernie Sanders hat beispielsweise den Schulterschluss mit der Black-Lives-Matter-Bewegung gesucht. Die 

Kritik an den alten weissen Männern ist zum Teil richtig, aber die Praxis der gesamten Linken hat da noch 

Luft nach oben. Gehen Sie doch mal in eine linke Kneipe, und zählen Sie, wie viele Migrantinnen und 
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Migranten sich dort aufhalten. Die entscheidende Frage ist: Wie könnte man einen Linkspopulismus 

betreiben, ohne dabei ausgrenzend und protektionistisch zu werden? 

Die Kritik am Establishment oder an den Eliten ist doch mittlerweile vollständig von der Rechten 

besetzt. Müsste eine linke Kritik nicht ohnehin eher strukturelle Verhältnisse in den Blick nehmen, 

anstatt einzelne Personengruppen moralisch zu verurteilen? 

Der Populismus von Bernie Sanders war beispielsweise nicht auf Personen fixiert. Er hat doch gesagt: 

«Das Establishment ist die Wall Street.» Jetzt könnte man natürlich einwenden, dass es sich dabei um 

eine verkürzte Kapitalismuskritik handelt. Aber man kann auch mit der Rede vom Establishment 

systemische Mechanismen identifizieren. Ich hänge aber nicht an einzelnen Kategorien, auf den Begriff 

des Establishments kann man durchaus verzichten. Es geht ja vor allem darum, eine für den 

Alltagsverstand erkennbare Zuspitzung von Machtverhältnissen vorzunehmen. 

Vielleicht ist es auch kein Zufall, dass Sanders und Corbyn alte weisse Männer sind: Vielleicht 

verkörpern sie ja gerade deswegen besonders erfolgreich die Sehnsucht nach der «guten alten Zeit», in 

der Arbeiterführer für allgemeinen Wohlstand sorgten. 

Ein solches Zurück in die Vergangenheit wäre schon aus normativen Gründen nicht wünschenswert, weil 

man dann ja auch das männliche Ernährermodell und die Rolle der Hausfrau restaurieren müsste. Es 

wäre absurd zu meinen, man könnte die Prekarität bekämpfen, indem man einen Teil der Gesellschaft 

wieder aus dem Arbeitsmarkt entfernt. Das wäre eine totale soziale Regression. Genau das ist ja die 

Strategie der Rechtspopulisten: die Restaurierung des alten Frauenbilds – wozu auch der Kampf gegen 

das Abtreibungsrecht zählt –, um so letztlich den Arbeitsmarkt für die Männer «freizuräumen». Man darf 

nicht vergessen, dass die Rechten, die sich auf einmal als Feministen aufspielen, wenn es um Migranten 

geht, im Umgang mit den Frauen in Europa völlig reaktionär sind. 

Die Pointe einer neuen linken Erzählung müsste gerade darin liegen, die Errungenschaften der neuen 

sozialen Bewegungen wie des Feminismus et cetera um kein Jota infrage zu stellen. Es reicht aber auch 

nicht, sich hinzustellen und zu sagen: «Wir brauchen ein linkes Regierungsbündnis gegen die rechte 

Bedrohung.» Das ist zu wenig, da steckt keine neue linke Erzählung drin, mit der man die Demokratie 

neu beginnen könnte. Stattdessen muss es darum gehen, die Anerkennungs- und Umverteilungskämpfe 

wieder zusammenzuführen. Und darum zu sagen: «Wir verändern unsere eigene Gesellschaft – und am 

besten gleich die ganze Welt!» 

Oliver Nachtwey 

Der Soziologe und Ökonom Oliver Nachtwey (41) ist Vertretungsprofessor an der TU Darmstadt und 

Fellow am traditionsreichen Institut für Sozialforschung in Frankfurt am Main, wo er unter anderem über 

soziale Bewegungen, verschiedene Protestformen und den digitalen Kapitalismus forscht. 

Seine Monografie «Die Abstiegsgesellschaft. Über das Aufbegehren in der regressiven Moderne» ist in 

Deutschland ein Bestseller. Nachtwey veröffentlicht zudem regelmässig Beiträge in verschiedenen 

Tageszeitungen und der Politzeitschrift «Blätter für deutsche und internationale Politik». 

«DIE ABSTIEGSGESELLSCHAFT» 

Auf der Rolltreppe abwärts 

Wie behaglich war doch die Nachkriegszeit – zumindest für weisse Mittel- und Westeuropäer: Die 

Wirtschaft wuchs, die materielle Ungleichheit nahm ab, und Erwerbsbiografien, in denen Berufstätige ihr 
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gesamtes Arbeitsleben im selben Betrieb blieben, waren nicht ungewöhnlich. Im Französischen 

bezeichnet man die Jahre zwischen 1945 und 1975 daher auch als «trente glorieuses» – die «glorreichen 

dreissig Jahre». In den achtziger Jahren sprach der deutsche Soziologe Ulrich Beck rückblickend vom 

«Fahrstuhleffekt»: Zwar gab es auch in dieser Zeit Arm und Reich, doch dank des Sozialstaats und 

konstanten Wachstums ging es unterm Strich für alle aufwärts. 

Diese Ära eines regulierten Kapitalismus ist allerdings schon lange passé. Der deutsche 

Sozialwissenschaftler Oliver Nachtwey plädiert deswegen in seinem aktuellen Buch «Die 

Abstiegsgesellschaft. Über das Aufbegehren in der regressiven Moderne» dafür, das Bild vom Fahrstuhl 

durch das der Rolltreppe zu ersetzen – mit der Pointe, dass es auf dieser kollektiv abwärtsgeht. Die 

Metapher versinnbildlicht das Los gerade der unteren Mittelschicht: Deren Mitglieder müssen enorme 

Anstrengungen auf sich nehmen, um einen sozialen Abstieg zu verhindern – wie ein Fussgänger, der 

versucht, eine Rolltreppe gegen die Fahrtrichtung nach oben zu gehen. 

Ursache dieser Entwicklung ist laut Nachtwey, dass die westlichen Ökonomien das Ende ihres 

Wachstums erreicht haben. Entsprechend spricht er vom Zeitalter des «Postwachstumskapitalismus». 

Der zu verteilende Profitkuchen wächst also kaum noch, worauf das Kapital seit den siebziger Jahren mit 

einem verschärften Klassenkampf von oben reagiert hat. 

Damals begann der Siegeszug dessen, was man als Neoliberalismus bezeichnet. Der Erfolg seiner 

VertreterInnen beruht dabei auch darauf, dass er das verbreitete Unbehagen an der Bürokratie der 

Nachkriegszeit kanalisierte und mit dem Versprechen von mehr Freiheit für den Abbau des Sozialstaats 

warb. Nachtwey fasst dies prägnant mit dem Begriff der «neoliberalen Komplizenschaft» zusammen. Die 

Strategie ging auf – auch deswegen, weil die Jahre nach 1945 nicht nur von Wohlstand geprägt, sondern 

auch Zeiten beengter Verhältnisse waren, die Frauen kaum Raum zur selbstbestimmten Existenz liessen. 

Primär mit Blick auf Deutschland zeichnet Nachtwey ein stimmiges Bild von Entwicklungen, die in eine 

von der Rückkehr der «sozialen Frage» bestimmte Gegenwart geführt haben; und in der zunehmend 

grundlegende zivilisatorische Errungenschaften infrage gestellt werden. In der Abstiegsgesellschaft, so 

Nachtwey, erhielten vor allem Bewegungen Zulauf, deren Ziel es sei, «sich der liberalen Grundlage 

unserer Gesellschaft zu entledigen». Wie dieser Herausforderung begegnet werden könnte, lässt 

Nachtwey zwar offen. Doch Analysen wie die seine sind überhaupt erst die Voraussetzung dafür, 

schlüssige Antworten auf das Erstarken der Rechten zu erarbeiten. 

Daniel Hackbarth 

Oliver Nachtwey: «Die Abstiegsgesellschaft. Über das Aufbegehren in der regressiven Moderne». 

Suhrkamp Verlag. Berlin 2016. 263 Seiten. 26 Franken. 
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Eliten und Populismus      (NZZ vom 21.12.2016 / Heinz Bude) 

Helden der Cleverness 

Podemos in Spanien, die Fünf-Sterne-Bewegung in Italien, die AfD in Deutschland oder die Ein-Mann-

Bewegung von Donald Trump in den USA leben von der hasserfüllten Anklage der Eliten. Welche Eliten 

gebiert der antielitäre Furor? 

Zum Populismus gehört der Antielitismus. Podemos in Spanien, die Fünf-Sterne-Bewegung in Italien, die 

AfD in Deutschland oder die Ein-Mann-Bewegung von Donald Trump gegen alle anderen in den USA 

leben von der hasserfüllten Anklage der Eliten, von denen man sich verraten und verkauft fühlt. Mit Elite 

meint man nicht die Prominenten, die mit Geschichten der Selbstentblössung Millionen durch Netz- und 

Live-Auftritte verdienen, auch nicht die, die mit Steuertricks und Finanzmarktmanövern für die 

Vermehrung ihres Reichtums sorgen, sondern in erster Linie die «Mächtigen», die hinter den Türen von 

Regierungszentralen, Zentralbanken und auch Entertainment-Hauptquartieren angeblich in kühler 

Selbstherrlichkeit die Welt regieren. 

Eine herrschende Meinung 

Es scheint geradezu eine herrschende Meinung zu sein, dass die Eliten das Volk betrügen: mit dem 

Management von Komplexität, mit der Dekretierung von Alternativlosigkeit und mit dem falschen Pathos 

von Menschenrechten. Die Regierenden tun so, als ob sie nur die notwendigen Entscheidungen zum 

Aufhalten des Weltuntergangs treffen («Whatever it takes» oder «Wir schaffen das!»), aber dabei sehen 

sie nach Ansicht des Publikums darüber hinweg, wie schwer das Leben für die meisten heute unter dem 

Druck von Produktivitätssteigerung und Konkurrenzerweiterung geworden ist. 

Man will sich nicht mit dem Gemeinplatz abspeisen lassen, dass der ökonomische und gesellschaftliche 

Wandel Verlierer und Gewinner hervorbringe: Wie viele mühen sich und legen sich krumm und kommen 

doch auf keinen grünen Zweig! Wessen Arbeitsplatz ist denn nicht von der Digitalisierung von 

Güterproduktion und Dienstleistungserbringung bedroht! 

Die Eliten der smarten Selbstbezogenheit und der evidenzbasierten Gefühlslosigkeit – so die 

Wahrnehmung – werden sekundiert von einer Wissenschaft, die mit Hinweis auf globale 

Abhängigkeitsverhältnisse, auf die Fallen der Politikverflechtung und verzweigte Rechnerarchitekturen 

einer Form der Herrschaft das Wort redet, in der niemand für etwas verantwortlich ist, aber nichts ohne 

Grund zu geschehen scheint. 

Am Ende ist – im populistischen Tenor – nur klar, dass die auf der Piazza ausbaden müssen, was die in 

den Palazzi sich vor ihren silbern schimmernden Apple-Rechnern über die Welt von morgen ausgedacht 

und zurechtgelegt haben. Populistische Politik definiert sich auf diese Weise als Politik der 

neunundneunzig Prozent «da unten», die gegen die Arroganz des einen Prozents «da oben» rebelliert. 

Was für ein Verlangen, was für eine Sehnsucht steckt in diesem Furor gegen die Eliten, der sich überall 

auf der Welt breitmacht? Erwarten die Leute zu viel von ihren Eliten? Und umgekehrt: Was können 

diejenigen, die Führungspositionen in unseren Gesellschaften einnehmen, den Bürgerinnen und Bürgern, 

den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, für die sie verantwortlich sind, guten Gewissens noch 

versprechen? Wie definiert sich das Verhältnis von Elite und Nichtelite in einer Welt der Unsicherheit 

und Unübersichtlichkeit? 

http://www.nzz.ch/articleEKEQ8-1.67769
http://www.nzz.ch/feuilleton/buecher/im-spiegelkabinett-der-aengste-1.18422201
http://www.nzz.ch/feuilleton/buecher/im-spiegelkabinett-der-aengste-1.18422201
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In den USA können sich die Anhänger wie die Gegner von Donald Trump auf einen grossen Präsidenten 

schnell einigen. Das ist Franklin D. Roosevelt, der seinen Landleuten in der Zeit der Grossen Depression, 

als Gott das Land verlassen zu haben schien, gesagt hat, er habe Tausenden von Amerikanern und 

Amerikanerinnen ins Gesicht geschaut und den Blick von verlorenen Kindern gesehen. Roosevelt war mit 

Ende dreissig an Kinderlähmung erkrankt und konnte sich seitdem nicht ohne Krücken fortbewegen. 

Aber er hatte den Mut und das Zutrauen, dem Mutterland der grenzenlosen Möglichkeiten und des 

freien Unternehmertums ein sozialdemokratisches Programm für einen neuen Gesellschaftsvertrag zu 

verordnen. Für Amerikaner, die stolz darauf sind, wie sich die Nation damals in gemeinsamer und 

gerechter Anstrengung selbst gerettet hat, ist Roosevelt der gute Hirte, der erspürt hat, dass eine Zeit 

der Umkehr für sein Land gekommen war. 

Zweierlei Populismus 

Roosevelt ist für sie kein Schönredner und kein Gesundbeter, sondern eine Figur der Kraft, die in 

mythischer Grösse die darniederliegende Nation wieder aufgerichtet hat. Sein historisches Glück bestand 

darin, dass die USA dann Schritt für Schritt – unter grossen Opfern, aber mit sicherem Instinkt – zur 

unbestrittenen und nach 1989 sogar einzigen Weltmacht aufgestiegen sind. 

Träumen die Populisten linker oder rechter Art von solchen Führern, die im Augenblick der Krise eine 

Idee von Zukunft verkörpern? Dann könnte man sie gewissermassen mit ihren eigenen Mitteln schlagen. 

Denn Politiker wie Roosevelt, Winston Churchill, Charles de Gaulle oder Willy Brandt, Olof Palme oder 

Nelson Mandela haben es vermocht, ihren Gesellschaften in schwerer Zeit eine Zukunft zu eröffnen, 

ohne die Selbstvergiftung durchs Ressentiment zu befördern und ohne die Bevölkerung in zwei 

unversöhnliche Lager zu spalten. 

Das Beispiel Donald Trump lehrt allerdings, dass die Leute gar nicht mehr auf den guten Hirten 

hoffen. Sie trauen dem «Yes we can» nicht mehr, sie sind aber auch nicht bereit zur Ernüchterung und 

zur Rückbesinnung auf eine kleine Politik von Versuch und Irrtum. Sie halten sich dann lieber an einen 

dubiosen Helden der Cleverness, der in seinem Leben vorgeführt hat, wie man unter widrigen 

Bedingungen überleben und sogar weiterkommen kann. 

Es gibt einen Populismus der kollektiven Grösse und der gemeinschaftlichen Wiederaufrichtung – und 

einen Populismus des sozialen Pessimismus und des gemeinen Davonkommens. In dem einen steckt ein 

Funken der Hoffnung, während der andere nichts anderes als das Einverständnis mit der Resignation 

sucht. 

Womöglich stehen die gesellschaftlichen Eliten in der OECD-Welt überhaupt vor dieser Alternative. Es ist 

nicht mehr von der Hand zu weisen, dass wir Zeugen eines gesellschaftsgeschichtlichen Prozesses sind, in 

dem eine etwa zwei Jahrhunderte währende Dominanz der entwickelten Ökonomien des «Westens» zu 

Ende geht. 

Die Ökonomien Europas, Japans, Kanadas und der USA richten sich auf eine Phase «säkularer 

Stagnation» (Larry Summers) ein, während die aufsteigenden Ökonomien in China, Indien, Vietnam oder 

Nigeria, gemessen an Wirtschaftswachstum, Bildungsexpansion und Erweiterung sowie Vertiefung der 

Mittelklasse, aufholen oder sogar vorbeiziehen. 

Verkehrte Verhältnisse 

http://www.nzz.ch/feuilleton/von-hard-power-ueber-soft-power-zu-no-power-1.18378928
http://www.nzz.ch/feuilleton/schauplatz/populismus-eine-gefuehlssache-auch-protestwaehler-wollen-ernst-genommen-werden-ld.111521
http://www.nzz.ch/feuilleton/zeitgeschehen/mark-lilla-ueber-amerikas-optimismus-nein-wir-koennens-nicht-ld.123878
http://www.nzz.ch/wirtschaft/unwirtliche-zeiten-fuer-industrielaender-1.18622184
http://www.nzz.ch/wirtschaft/unwirtliche-zeiten-fuer-industrielaender-1.18622184
http://www.nzz.ch/wirtschaft/wirtschaftspolitik/vietnam-und-burma-asiens-neue-magnete-aufbruch-im-schatten-chinas-ld.5659
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Die Verhältnisse haben sich umgekehrt: Die Wirtschaften einstiger Industriestaaten wachsen, wenn 

überhaupt, deutlich langsamer als die mancher ehemaliger Entwicklungsländer. Und wenn man den 

Ergebnissen der Vergleiche von sowohl Schulleistungen als auch Patentanmeldungen Glauben schenken 

darf, überflügeln einzelne Newcomer ihre westlichen Konkurrenten teilweise schon. 

Was sollen und können die Eliten ihren Bevölkerungen in Frankreich, in den Niederlanden, in 

Deutschland oder in der Schweiz angesichts dieser weltgesellschaftlichen Situation versprechen? Sind die 

guten Hirten aus der klassischen Moderne, die ihre Zweifel überwunden und dem Volk eine kommende 

Zeit verheissen haben, für die Gesellschaften des Westens noch zeitgemäss? Oder sollen sich die Eliten 

Figuren wie Odysseus oder Machiavelli, die sich mit List und Klugheit einer bedrohlichen und feindlichen 

Welt ausgesetzt und gestellt haben, zum Massstab nehmen? 

Das Phänomen des Populismus wirft für die Eilten von heute die Frage nach glaubwürdiger Orientierung 

auf. Man kann sich auf Umfragen verlassen, die Daten über Einstellungstendenzen in Milieus 

unterschiedlicher Bildungsgrade und unterschiedlicher Abgesichertheit liefern. Die Ergebnisse sind, wenn 

man Differenzen statistisch ausgleicht, in der Regel nicht alarmierend. Die Menschen sind in puncto 

persönliche Situation weitgehend zufrieden, fühlen sich in ihrer Nachbarschaft einigermassen gut und 

blicken für sich mit einer gewissen Zuversicht in die Zukunft. 

Aber aufs Ganze gesehen sind sie skeptisch. Eine Mehrheit der 55- bis 75-Jährigen zeigt sich überzeugt, 

dass ihre Kinder und Enkel in einer Welt prekärer Berufsbiografien, wachsender sozialer Ungleichheit, 

zunehmender politischer Instabilität und einer sich zuspitzenden ökologischen Situation leben werden. 

Anspruchsvollere Aufgaben 

Vor diesem Hintergrund wird es sehr viel anspruchsvoller, Führungsstärke zu zeigen und zur Elite zu 

gehören. Dazu reichen ein guter Universitätsabschluss, persönliche Smartness und die Kompetenz zur 

Komplexitätsreduktion allein nicht. Man muss schon bereit sein, für sich selbst die Frage zu stellen, was 

für eine Zukunft Europa und der Westen überhaupt hat. 

Man wird sich vor Augen halten müssen, dass die USA das grösste Schuldnerland Chinas sind, dass ganz 

Europa in zehn Jahren vielleicht noch sechs Prozent der Weltbevölkerung stellt und dass die katholische 

Kirche einen Papst hat, der von sich sagt, dass er vom Ende der Welt komme. 

Orientierung kann man angesichts dieser weltgesellschaftlichen Verhältnisse nicht in philosophischen 

Büchern mit prägnanten Zusammenfassungen finden, sondern nur in Fühlungnahme mit den Menschen, 

mit denen man zu tun hat, und im Blick auf eine Gesellschaft, die auf der Suche nach einer Deutung ihrer 

Lage in einer sich vor unseren Augen rasant verändernden Welt ist. 

Heinz Bude ist Professor für Soziologie an der Universität Kassel, bis 2014 war er am Hamburger Institut 

für Sozialforschung tätig. 2016 ist sein Buch «Über die Macht von Stimmungen» (bei Hanser) erschienen. 
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http://www.nzz.ch/feuilleton/buecher/die-macht-der-stimmungen-im-seelenraum-des-sozialen-ld.14672

